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  Grundbuchsache: Auslegung einer Vereinbarung der jeweils hälfti-
gen Miteigentümer eines Grundstücks über die Auseinandersetzung

Leitsatz

  Haben die jeweils hälftigen Miteigentümer eines Grundstücks die Auseinandersetzung derge-
stalt vereinbart, dass einer der Miteigentümer eines von zwei zu bildenden Teilgrundstücken
erwerben soll und der andere Miteigentümer das zweite restliche Teilgrundstück, und erklä-
ren sie - nach Bildung zweier Flurstücke - im Rahmen einer Identitätserklärung, dass das Ei-
gentum an dem einen Flurstück auf den einen von ihnen und das Eigentum an dem anderen
Flurstück auf den anderen von ihnen übergeht, so ist es das Nächstliegende, dass sie dem an-
deren nur jeweils gerade denjenigen hälftigen Miteigentumsanteil übertragen, den dieser zum
Erwerb des jeweiligen Alleineigentums an dem für ihn bestimmten Flurstück benötigt.(Rn.15)

Verfahrensgang

vorgehend AG Burg, 4. Oktober 2016, XX

Tenor

  Auf die Beschwerde der Beteiligten wird die Zwischenverfügung des Amtsgerichts Burg -
Grundbuchamt - vom 4. Oktober 2016 aufgehoben.

 

  Das Grundbuchamt wird angewiesen, den Vollzug des Antrages auf Eigentumsumschrei-
bung nicht aus den Gründen der Zwischenverfügung vom 4. Oktober 2016 zu verwei-
gern.

 

  Der Gegenstandswert für das Beschwerdeverfahren beträgt 14.000,00 €.

 

Gründe

  I.

 

1 Im Grundbuch von K. des Amtsgerichts Burg Blatt ... sind als Eigentümer der beiden Flur-
stücke 10281 und 10282 je zur Hälfte die beiden Beteiligten eingetragen.
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2 Die Beteiligten haben vor dem Notar W. aus M. , am 8. September eine Identitäts- und
Auflassungsurkunde errichtet, in der sie mit Bezug auf die beiden vorgenannten Flurstü-
cke u. a. erklärt haben:

 

3 "Wir sind über den Übergang des Eigentums an dem gemäß oben genannten Fort-
führungsnachweis neu gebildeten Flurstücken

 

4 a) Flur 2, Flurstück 10281, Gemarkung K. , T. Straße 4, mit einer Größe von 453
m2 (entspricht der Teilfläche A1) auf Frau Sch. einig

 

5 sowie

 

6 b) Flur 2, Flurstück 10282, Gemarkung K. , B. Straße 4, mit einer Größe von 530
m2 (entspricht der Teilfläche A2) auf Herrn S. einig.

 

7 Wir bewilligen und beantragen entsprechenden Grundbuchvollzug (beide Flurstücke
sind im Grundbuch von K. Blatt ... gebucht).

 

8 Der Verfahrensbevollmächtigte hat mit Schriftsatz vom 13. September 2016 eine beglau-
bigte Abschrift der vorgenannten Urkunde und verschiedene andere Urkunden einge-
reicht und u. a. beantragt, die Eigentumsumschreibung vorzunehmen.

 

9 Nachdem weitere Urkunden vorgelegt wurden, hat das Grundbuchamt die Beteiligten
mit Beschluss vom 4. Oktober 2016 darauf hingewiesen, dass der beantragten Eigen-
tumsumschreibung Hindernisse entgegen stünden, und zu deren formgerechter Behe-
bung eine Frist von einem Monat bestimmt. Zur Begründung wurde ausgeführt, dass der
Vollzug der Auflassungen so nicht möglich sei, weil die Beteiligten an den vertragsge-
genständlichen Flurstücken bereits Eigentümer zu je ½-Miteigentumsanteil seien. So-
mit könne lediglich jeweils die Auflassung bzgl. eines ½-Miteigentums an dem jeweiligen
Flurstück erklärt werden.

 

10 Hiergegen hat sich der Verfahrensbevollmächtigte der Beteiligten mit Schriftsatz vom
7. Oktober 2016 mit der Begründung gewandt, dass sich die beiden Eigentümer dahin-
gehend geeinigt hätten, dass die Beteiligte zu 2) (Allein-)Eigentümerin des Flurstücks
10281 und der Beteiligte zu 1) (Allein-)Eigentümer des Flurstücks 10282 werden soll.
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Entsprechend seien sie darüber einig, dass das Eigentum an den betreffenden Flurstü-
cken auf den jeweiligen Erwerber übergehen solle. Die Erklärung der beiden Eigentümer
über den Rechtsübergang am Eigentum bezogen auf das jeweilige Flurstück auf nur ei-
nen der beiden Vertragsparteien beinhalte zwangsläufig die Einigung des Rechtsüber-
gangs über den ½ Eigentumsanteil des weichenden Miteigentümers auf den Anderen.
Die "zu viel" erklärte Auflassung sei unschädlich. Mit seinem Schriftsatz vom 10. Oktober
2016 hat der Verfahrensbevollmächtigte seinen Antrag konkretisiert:

 

11 - am Flurstück 10281 soll der ½ Miteigentumsanteil des Herrn U. S. auf Frau Sch.
umgeschrieben werden (Alleineigentümer wird somit Frau Sch. ) und

 

12 - am Flurstück 10282 soll der ½ Miteigentumsanteil der Frau Sch. auf Herrn U. S. (Al-
leineigentümer wird somit Frau Sch. ) umgeschrieben werden.

 

13 Das Grundbuchamt hat der Beschwerde nicht abgeholfen und das Verfahren dem Ober-
landesgericht zur Entscheidung vorgelegt.

 

  II.

 

14 Die nach § 71 Abs. 1 GBO statthafte und auch im Übrigen zulässige Beschwerde der Be-
teiligten ist in der Sache begründet und führt zur Aufhebung der Zwischenverfügung
vom 4. Oktober 2016.

 

15 Die Voraussetzungen für deren Erlass haben nicht vorgelegen. Allerdings hat das Grund-
buchamt im Ausgangspunkt zu Recht darauf hingewiesen, dass im Falle der Aufhebung
des Miteigentums an zwei Flurstücken nicht etwa jeweils das ganze Grundstück auf den
einzelnen Erwerber aufgelassen werden darf. Denn die Hälfte an dem jeweiligen Flur-
stück gehört ihm bisher schon (z. B. Schöner/Stöber, Grundbuchrecht, Rdn. 977 f.). Unter
diesem Mangel leiden vordergründig auch die streitgegenständlichen Auflassungserklä-
rungen vom 8. September 2016, wenn sie nach ihrem Wortlaut den Übergang des Eigen-
tums an dem Flurstück 10281 auf die Beteiligte zu 2) bzw. den Übergang des Eigentums
an dem Flurstück 10282 auf den Beteiligten zu 1) zum Gegenstand haben. Dies vermit-
telt an sich den Eindruck, dass sich die Auflassung jeweils nicht nur zu der Übertragung
des Miteigentumsanteils verhält, den der jeweilige Erwerber des Flurstücks noch hinzu
erwerben muss, um Alleineigentum zu erlangen. Im vorliegenden Fall können die Erklä-
rungen aber zwanglos so ausgelegt werden, dass die Beteiligten darüber einig waren,
dass jeweils der Miteigentumsanteil des anderen Beteiligten auf den jeweiligen Erwerber
übergeht. Denn dabei ist vorrangig auf den Wortlaut und den Sinn abzustellen, wie er
sich für einen unbefangenen Betrachter als nächstliegende Bedeutung des Eingetrage-
nen ergibt. Außerhalb dieser Urkunden liegende Umstände dürfen nur insoweit mit her-
angezogen werden, als sie nach den besonderen Verhältnissen des Einzelfalles für jeder-
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mann ohne weiteres erkennbar sind (z. B. BGH, FGPrax 2015, 5). Grenzen sind der Ausle-
gung durch den das Grundbuchverfahren beherrschenden Bestimmtheitsgrundsatz und
das grundsätzliche Erfordernis urkundlich zu belegender Eintragungsunterlagen gesetzt.
Jede Auslegung muss eine Grundlage in den dem Grundbuchamt vorgelegten Urkunden
haben (z. B. Schöner/Stöber, a.a.O., Rdn. 172). Das Nächstliegende ist maßgebend, so-
lange keine gegenteiligen Anhaltspunkte ersichtlich sind (z. B. OLG Frankfurt, RPfleger
1978, 213).

 

16 Hier ist in der Gesamtschau aller dem Grundbuchamt vorgelegten Urkunden das Nächst-
liegende, dass die Beteiligten jeweils Alleineigentum an einem der beiden neugebildeten
Flurstücke erhalten sollen, der Beteiligte zu 1) an dem Flurstück 10282 und die Beteiligte
zu 2) an dem Flurstück 10281. Dies sieht bereits der vom beurkundenden Notar errich-
tete Auseinandersetzungsvertrag vom 13. Mai 2016 vor, der der streitgegenständlichen
Auflassung zugrunde liegt. Danach soll eine Übertragung der Teilfläche A 1 (gemäß Iden-
titätserklärung jetzt Flurstück 10281) des seinerzeitigen Flurstücks 5/9 auf die Beteilig-
te zu 2) und eine Übertragung der Teilfläche A 2 (gemäß Identitätserklärung jetzt Flur-
stück 10282) auf den Beteiligten zu 1) jeweils zum Alleineigentum vorgenommen wer-
den. Dies deckt sich mit der Konkretisierung des Notars aus seinem Schriftsatz vom 10.
Oktober 2016, wonach die Beteiligten einig seien, dass die Beteiligte zu 2) Alleineigen-
tümerin des Flurstücks 10281 und der Beteiligte zu 1) Alleineigentümer des Flurstücks
10282 werden soll.

 

  III.

 

17 Eine Kostenentscheidung ist nicht veranlasst, weil die Beteiligten mit ihrer Beschwerde
obsiegt haben und Gebühren und Auslagen insoweit nicht erhoben werden (§ 25 Abs. 1
GNotKG). Die Festsetzung des Geschäftswertes für das Beschwerdeverfahren beruht auf
§§ 79 Abs. 1, 61 Abs. 1, Abs. 2, 36 Abs. 1 GNotKG.

 

18 gez. Trojan               gez. Krogull               gez. Dr. Fichtner
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